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A. Zielsetzung 

Die Zusammenarbeit in der Seehandelsschiffahrt zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der UdSSR bedarf aufgrund der unter-
schiedlichen Wirtschaftsordnungen und der sich daraus für die Han-
delsflotten ergebenden Wettbewerbsverhältnisse einer stabilen ver-
traglichen Regelung. Der nach langjährigen Verhandlungen erfolgte 
Abschluß des Seeschiffahrtsabkommens zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der UdSSR trägt diesem Erfordernis Rechnung. 
Gleichzeitig leitet es vor dem Hintergrund positiv veränderter politi-
scher Rahmenbedingungen eine neue Etappe in den schiffahrtspoliti-
schen Beziehungen zwischen beiden Ländern ein. Ausgehend von der 
Zielsetzung des'  Vertrages der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 9. November 1990 
über gute Nachbarschaft, Pa rtnerschaft  und Zusammenarbeit gibt 
das Abkommen damit einen weiteren Impuls für neue Formen der 
Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten — auch im Bereich des 
Seeverkehrs. 

B. Lösung 

Das vorliegende Seeschiffahrtsabkommen geht von dem Bestreben 
beider Seiten aus, die bestehende Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Seeverkehrs zu erweitern und zu vertiefen. Dazu lassen sich die 
Vertragsparteien vom Grundsatz der Gleichberechtigung und des 
gegenseitigen Vorteils leiten. Beide Seiten erklären die Bereitschaft, 
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auf eine enge Zusammenarbeit zwischen den Befrachtungsorganisa-
tionen und Schiffahrtsunternehmen, insbesondere in Form von 
Gemeinschaftsunternehmen, hinwirken zu wollen. Die Frachtraten 
sollen für die Reedereien beider Seiten im bilateralen Verkehr wirt-
schaftlich auskömmlich sein. Im Drittlandverkehr geht das Abkommen 
davon aus, daß der Grundsatz des fairen We ttbewerbs auf kommer-
zieller Grundlage beachtet wird. Bei der Festsetzung der Frachtraten 
soll das jeweilige Partnerinteresse Berücksichtigung finden. 

Mit diesen Prinzipien trägt das Abkommen sowohl den berechtigten 
Interessen der Abkommenspartner als auch dem EG-Recht und 
anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen Rechnung. 

Eine gemeinsame Kommission aus Vertretern beider Seiten, die min-
destens einmal jährlich zusammentritt, soll die Durchführung des 
Abkommens überwachen. 

Weitere Regelungen beziehen sich auf 

— technische Fragen der Behandlung der Schiffe in den Häfen; 

— die gegenseitige Anerkennung der amtlichen Dokumente für Schiffe 
und Besatzungsmitglieder; 

— Regelungen für Seenotfälle und Schiffbruch sowie 

—das Recht beider Seiten, an den Botschaften ihrer Länder einen 
Schiffahrtsattaché einzusetzen. 

Damit werden die nicht mehr zeitgemäßen Schiffahrtsklauseln des 
Abkommens über allgemeine Fragen des Handels und der Seeschiff-
fahrt vom 25. April 1958 sowie des Verlängerungsprotokolls vom 
31. Dezember 1960 inhaltlich ergänzt und angepaßt sowie neue 
Formen der Zusammenarbeit angeregt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, besonders auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) — 971 01 — Schi 6/91 Bonn, den 13. November 1991 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. Januar 1991 zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Seeschiffahrt mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 636. Sitzung am 8. November 1991 gemäß 
Art ikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 





Vom 1991 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 7. Januar 1991 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

über die Seeschiffahrt 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Bonn am 7. Januar 1991 unterzeichneten Abkommen zwischen der 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Seeschiffahrt und den ergänzenden 
Briefwechseln wird zugestimmt. Das Abkommen und die Briefwechsel werden 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 Abs. 1 und die 

Briefwechsel in Kraft  treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in 
Verbindung mit dem Abkommen auch das Verwaltungsverfahren von Landes-
behörden im Sinne von A rtikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes geregelt wird. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des A rtikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 
Abs. 1 in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Die Ausführung dieses Gesetzes belastet Bund, Länder und Gemeinden nicht mit 
Kosten. 
Auswirkungen auf das Preisniveau, besonders auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Seeschiffahrt 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und die 

Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken — 

in dem Bestreben, die bestehende Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Seeverkehrs zu erweitern und zu vertiefen, 

in Fortentwicklung der sich auf die Seeschiffahrt beziehenden 
Bestimmungen des Abkommens vom 25. April 1958 über Allge-
meine Fragen des Handels und der Seeschiffahrt zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und des Protokolls vom 31. Dezember 1960 
über die Verlängerung dieses Abkommens, 

unter Berücksichtigung des Vertrags vom 9. November 1990 
über gute Nachbarschaft, Partnerschaft  und Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bedeutet 

a) der Ausdruck „Schiff einer Vertragspartei" jedes Seeschiff, 
das in das Schiffsregister oder in ein anderes entsprechendes 
amtliches Verzeichnis dieser Vertragspartei eingetragen ist 
und nach den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei deren 
Flagge führt. Dieser Ausdruck umfaßt jedoch nicht Kriegs-
schiffe, Forschungsschiffe und Fischereischiffe; 

b) der Ausdruck „Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspar-
tei" ein von der jeweiligen Vertragspartei nach Maßgabe ihrer 
Rechtsvorschriften als solches anerkanntes Seeschiffahrtsun-
ternehmen, das seinen Firmensitz im Hoheitsgebiet dieser 
Vertragspartei hat; 

c) der Ausdruck „Besatzungsmitglied" den Kapitän und jede 
andere Person, die während der Reise an Bord des Schiffes 
tatsächlich Funktionen ausübt, die mit dem Betrieb des Schif-
fes oder mit den an Bord zu leistenden Diensten in Verbindung 
stehen, ein in Artikel 11 bezeichnetes Reisedokument mit sich 
führt und in die Musterrolle eingetragen ist. 
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Artikel 2 

Die Vertragsparteien werden nach Maßgabe dieses Abkom-
mens die Freiheit der Handelsschiffahrt in jeder Weise fördern 
und sich jedweder Handlungen enthalten, die einer normalen 
Entwicklung der internationalen Schiffahrt abträglich sein könn-
ten. 

Artikel 3 

(1) Die Schiffe jeder Vertragspartei sind berechtigt, zwischen 
den Häfen der Vertragsparteien zu fahren und Fahrgäste und 
Güter zwischen den Häfen der Vertragsparteien zu befördern. 

(2) Schiffe, welche die Flagge von Drittstaaten führen und von 
Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspartei eingesetzt wer-
den, können sich ebenfalls an den genannten Beförderungen 
beteiligen. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien werden die Entwicklung der zweiseiti-
gen Handelsschiffahrt unterstützen und lassen sich dabei vom 
Grundsatz der Gleichberechtigung und des beiderseitigen Vorteils 
leiten. 

(2) Bei Beförderungen von Gütern des zweiseitigen Außenhan-
dels wirken die Vertragsparteien auf eine enge Zusammenarbeit 
zwischen ihren Befrachtungsorganisationen und Seeschiffahrts-
unternehmen, zum Beispiel in Form von Gemeinschaftsunterneh-
men, hin. Die Frachtraten sollen für die Seeschiffahrtsunterneh-
men der Vertragsparteien wi rtschaftlich auskömmlich sein. 

(3) Durch diesen Artikel wird das Recht von Schiffen unter der 
Flagge dritter Länder, sich an den zweiseitigen seewärtigen 
Güterbeförderungen zu beteiligen, nicht berührt. 

Artikel 5 

Seeschiffahrtsunternehmen einer Vertragspartei können sich 
am Seeverkehr der anderen Vertragspartei mit Drittländern betei-
ligen. Bei einer solchen Beteiligung werden die Seeschiffahrts-
unternehmen der ersten Vertragspartei bei der Festsetzung ihrer 
Frachtraten die Interessen der entsprechenden Seeschiffahrts-
unternehmen der anderen Vertragspartei und den Grundsatz 
eines fairen Wettbewerbs auf kommerzieller Grundlage berück-
sichtigen. 

Artikel 6 

Die Rechte und Verpflichtungen der Vertragsparteien aus ihren 
jeweiligen internationalen Übereinkünften werden durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien werden nach Maßgabe der in ihrem 
Hoheitsgebiet geltenden Rechtsvorschriften Unternehmen und 
kommerziellen Organisationen der Seeschiffahrt oder des Schiff-
fahrtshilfsgewerbes einer Vertragspartei bei der Eröffnung eines 
Liniendienstes von oder nach der jeweils anderen Vertragspartei 
sowie bei der Gründung von Vertretungen oder Gemeinschaftsun-
ternehmen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei die erfor-
derliche Unterstützung leisten. 

Artikel 8 
(1) Jede Vertragspartei gewährt den Schiffen der anderen 

Vertragspartei in bezug auf den freien Zugang zu den Häfen, die 
Zuweisung von Liegeplätzen, die Benutzung der Häfen für die 
Ein- und Ausladung von Gütern, die Ein- und Ausschiffung von 
Fahrgästen, die Entrichtung von Schiffs-, Hafen- und anderen 
Gebühren und die Inanspruchnahme von für die Seeschiffahrt 
bestimmten Dienstleistungen die gleiche Behandlung wie den 
eigenen Schiffen. 
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(2) Jede Vertragspartei gewährt den Schiffen unter der Flagge 
von Drittländern, die von Seeschiffahrtsunternehmen der anderen 
Vertragspartei eingesetzt werden, die in Absatz 1 vorgesehene 
Behandlung, soweit dies nicht im Widerspruch zu ihren Verpflich-
tungen aus internationalen Abkommen oder ihren einschlägigen 
Rechtsvorschriften steht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 

a) erstrecken sich nicht auf Häfen oder Hafenteile, soweit sie für 
ausländische Schiffe nicht geöffnet sind; 

b) gelten nicht für Tätigkeiten, die jede der beiden Vertrags-
parteien Ihren Unternehmen oder Organisationen vorbehält, 
einschließlich insbesondere der Küstenschiffahrt sowie Ber-
gungs-, Bugsier- und anderer Hafendienste; 

c) gelten nicht für die Vorschriften über den Lotsenzwang für 
ausländische Schiffe; 

d) berühren nicht die Anwendung der Vorschriften über die Ein-
reise und den Aufenthalt von Ausländern. 

Artikel 9 
Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Gesetze und 

Hafenordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Beförde-
rung auf dem Seewege zu erleichtern und zu beschleunigen, 
unnötige Verlängerungen der Liegezeiten zu vermeiden und die 
Erledigung der Zoll- und sonstigen Förmlichkeiten in den Häfen 
größtmöglich zu beschleunigen und zu vereinfachen. 

Artikel 10 

(1) Die von einer Vertragspartei ausgestellten oder anerkannten 
und an Bord befindlichen Schiffsdokumente werden auch von der 
anderen Vertragspartei anerkannt. 
(2) Die mit vorschriftsmäßig ausgestellten Dokumenten über die 

Schiffsvermessung versehenen Schiffe einer Vertragspartei sind 
von einer erneuten Vermessung in den Häfen der anderen Ver-
tragspartei befreit. Diese Dokumente werden der Berechnung der 
Hafenabgaben zugrunde gelegt. 

Artikel 11 
Die Vertragsparteien gewähren Seeleuten, die Inhaber eines 

von den zuständigen Behörden der jeweils anderen Vertragspar-
tei ordnungsgemäß ausgestellten Reisedokuments sind, die in 
den Artikeln 12 und 13 aufgeführten Rechte. 

Artikel 12 
(1) Dem Inhaber eines in Artikel 11 erwähnten Reisedokuments 

ist es gestattet, 
a) als Besatzungsmitglied eines Schiffes der Vertragspartei, wel-

che dieses Dokument ausgestellt hat, während der Liegezeit 
des Schiffes in einem Hafen der anderen Vertragspartei ohne 
Sichtvermerk an Land zu gehen und sich gemäß den do rt 

 geltenden Vorschriften vorübergehend am Hafenort aufzu-
halten. Erforderlich ist in diesen Fällen 
— in der Bundesrepublik Deutschland ein Landgangsaus-

weis, 
— in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ein Pas-

sierschein; 
b) in einem Hafen der anderen Vertragspartei sein Schiff, auf 

dem er seine Arbeit als Besatzungsmitglied beendet hat,  mit 
Genehmigung der zuständigen Behörden zu verlassen und 
sich in diesem Hafen zur Arbeitsaufnahme als Besatzungsmit-
glied an Bord eines anderen Schiffes, das von einem See-
schiffahrtsuntemehmen derselben Vertragspartei eingesetzt 
wird, zu begeben; 
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c) nach Beendigung seiner Arbeit als Besatzungsmitglied eines 
Schiffes in einem Hafen der anderen Vertragspartei deren 
Hoheitsgebiet mit einem unverzüglich zu erteilenden Sichtver-
merk ohne unnötige Verzögerung auf dem geeigneten kürze-
sten Weg zu verlassen. 

(2) Die zuständigen Behörden einer Vertragspartei gestatten 
einem Besatzungsmitglied, das im Krankheitsfall in ein Kranken-
haus im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eingeliefert 
wurde, den zur Behandlung erforderlichen Aufenthalt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden sinngemäß Anwendung auf 
Personen, die Dienste an Bord leisten und nicht zur Besatzung 
gehören, sofern sie in eine Besatzungsliste eingetragen sind. 

Artikel 13 

(1) Die Vertragsparteien gestatten einem Seemann, der In-
haber eines in Artikel 11 erwähnten Reisedokuments ist, die Ein-
oder Ausreise, 

a) um sich zu seinem Schiff oder auf ein anderes Schiff zu 
begeben; 

b) um durchzureisen mit dem Ziel, sich in einem anderen Staat 
zu seinem Schiff zu begeben, oder zur Rückkehr in seine 
Heimat oder zu einem anderen von den zuständigen Behör-
den der betreffenden Vertragspartei anerkannten Zweck. 

Die Regelung der Norm 3.10.2 der Anlage zum Übereinkommen 
vom 9. April 1965 zur Erleichterung des Internationalen Seever-
kehrs bleibt unberührt. 

(2) In allen in Absatz 1 erwähnten Fällen muß der Seemann im 
Besitz eines entsprechenden Sichtvermerks der anderen 
Vertragspartei sein; einen entsprechenden Antrag werden die 
zuständigen Behörden so schnell wie möglich wohlwollend prü-
fen. 

Artikel 14 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 11 bis 13 bleiben die Regelungen 
der Vertragsparteien betreffend Einreise, Aufenthalt und Ausreise 
von Ausländern unberührt. 

(2) Die Vertragsparteien behalten sich das Recht vor, Perso-
nen, die sie für unerwünscht halten, die Einreise und den Aufent-
halt in ihrem Hoheitsgebiet zu verwehren. 

Artikel 15 

Die Vertragsparteien gewähren den Seeschiffahrtsuntemeh-
men der jeweils anderen Vertragspartei das Recht, Einnahmen 
aus Dienstleistungen der Schiffahrt auf dem Gebiet der ersten 
Vertragspartei für Zahlungen im Zusammenhang mit der Schi ff

-fahrt zu verwenden oder in frei konvertierbarer Währung ins 
Ausland zu transferieren. Der Transfer wird auf der Grundlage des 
amtlichen Wechselkurses und innerhalb der üblichen Fristen vor-
genommen. 

Artikel 16 

Wenn ein Schiff  einer der beiden Vertragsparteien an den 
Küsten der anderen Vertragspartei in Seenot gerät oder Schiff-
bruch erleidet, so genießen das Schiff,  seine Besatzung, Fahr-
gäste und Ladung dieselben Vorrechte und Vergünstigungen, wie 
sie die andere Vertragspartei in dera rtigen Fällen einem eigenen 
Schiff, dessen Besatzung, Fahrgästen und Ladung gewährt. 

Die von einem Schiff, das in Seenot geraten ist oder Schiffbruch 
erlitten hat, geborgenen Gegenstände unterliegen keinerlei Zoll-
abgaben, sofern sie nicht dem inländischen Gebrauch und Ver-
brauch zugeführt werden. 
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Artikel 17 

(1) Die Vertragsparteien werden ihre Bemühungen zur Pflege 
und Entwicklung effektiver fachlicher Beziehungen zwischen ihren 
für Schiffahrtsfragen zuständigen Behörden fortsetzen sowie die 
Entwicklung von Kontakten zwischen ihren entsprechenden 
Unternehmen und Organisationen fördern, insbesondere um 

— die Seehandelsflotte und -häfen umfassender und effektiver 
zu nutzen und die wi rtschaftlichen sowie wissenschaftlich

-

technischen Beziehungen und den Erfahrungsaustausch zu 
erweitern; 

— einen Meinungsaustausch bezüglich der Tätigkeit in inter-
nationalen, mit Problemen der Seeschiffahrt befaßten Organi-
sationen und der Beteiligung an internationalen Abkommen 
über den Seeverkehr zu führen. 

(2) Um ein ständiges Zusammenwirken, eine schnelle Abstim-
mung und Lösung aller Fragen der Zusammenarbeit zwischen 
den für Seeschiffahrt zuständigen Stellen beider Länder zu 
gewährleisten, haben die Vertragsparteien das Recht, bei den 
Botschaften ihrer Länder die Stelle eines Schiffahrtsattachés ein-
zurichten. 

(3) Zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele und zur 
Überwachung der Durchführung dieses Abkommens wird eine 
Gemischte Kommission gebildet, die Fragen von gemeinsamem 
Interesse, die sich aus der Durchführung dieses Abkommens 
ergeben, insbesondere Fragen des zweiseitigen Seeverkehrs, 
sowie allgemeine Fragen der internationalen Schiffahrt behandelt. 

Die Gemischte Kommission kann Arbeitsgruppen zur Behand-
lung von Einzelfragen und zur Ausarbeitung entsprechender 
Empfehlungen, die der Gemischten Kommission zur Prüfung vor-
gelegt werden, einsetzen. 

(4) Die Gemischte Kommission tritt in der Regel mindestens 
einmal jährlich zusammen; sie kann jedoch auf Ersuchen einer 
Vertragspartei spätestens innerhalb von neunzig Tagen nach 
Übermittlung eines dera rtigen Ersuchens zusammentreten. Die 
Tagesordnung für jede Sitzung der Gemischten Kommission wird 
nach Absprache zwischen den für Schiffahrtsfragen zuständigen 
Behörden festgelegt. 

Die Vertragsparteien bestimmen die Zusammensetzung ihrer 
Delegation für die Sitzung der Gemischten Kommission. 

Artikel 18 

(1) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander schriftlich mitgeteilt haben, daß die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei schriftlich 
gekündigt werden. In diesem Fall tritt das Abkommen sechs 
Monate nach Eingang der Kündigung bei der anderen Vertrags-
partei außer Kraft. 

Geschehen zu Bonn am 7. Januar 1991 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Lautenschlager 
Dr. Zimmermann 

Für die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Y. Volmer 



Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 7. Januar 1991 

Bundesministerium für Verkehr Bonn, den 7. Januar 1991 
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Herrn 
Vadim D. Kornilov 
Leiter der Abteilung für 
Auswärtige Beziehungen 
Ministerium für die Hochseeflotte 
der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 

Sehr geehrter Herr Kornilov, 
ich beziehe mich auf das am heutigen Tage unterzeichnete Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die 
Seeschiffahrt. 

Zur Verdeutlichung des A rtikels 11 dieses Abkommens stellten wir übereinstimmend fest: 
Dokumente im Sinne von Artikel 11 sind 
—der Seemannspaß der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
—das Seefahrtsbuch der Bundesrepublik Deutschland, 
- der Reisepaß der Bundesrepublik Deutschland. 
Anläßlich der Unterzeichnung des Seeschiffahrtsabkommens wurden Muster der vorgenannten Dokumente 
ausgetauscht. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Im Auftrag 
Ch. Hinz 
Leiter der Abteilung Seeverkehr 

Die sowjetische Seite hat einen gleichlautenden Brief mit Datum vom 7. Januar 1991 übergeben. 

Sehr geehrter Herr Kornilov, 
ich beziehe mich auf das am heutigen Tage unterzeichnete Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die 
Seeschiffahrt. 
Ich möchte feststellen, daß die deutsch-sowjetischen Gemeinschaftsliniendienste seit vielen Jahren den 
zweiseitigen Handel zwischen unseren beiden Ländern in zufriedenstellender Weise bedienen. 
Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß beide Schiffahrtsverwaltungen im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf 
hinwirken werden, daß die Gemeinschaftsdienste weiterhin diesem Handel auf kommerzieller Grundlage 
dienen werden. 

Ch. Hinz 
Leiter der Abteilung Seeverkehr 

Die sowjetische Seite hat einen gleichlautenden Brief mit Datum vom 7. Januar 1991 übergeben. 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeines 

Die deutsche Vereinigung am 3. Oktober 1990 sowie das 
im November 1990 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
vereinbarte umfangreiche politische Vertragswerk haben 
nach nahezu 17jähriger Verhandlungsdauer auch den 
Abschluß des deutsch-sowjetischen Seeschiffahrtsabkom-
mens ermöglicht. 

Die Notwendigkeit einer solchen vertraglichen Regelung 
ergibt sich aus den unterschiedichen Wirtschaftsordnun-
gen beider Staaten und den damit verbundenen Wettbe-
werbsbedingungen der Handelsflotten. Darüber hinaus 
wurden durch die günstigen politischen Rahmenbedingun-
gen in den Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken auch 
im Bereich des Seeverkehrs neue Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit eröffnet, die der vertraglichen Umset-
zung bedurften. 

Beiden Erfordernissen trägt das Seeschiffahrtsabkommen 
Rechnung. Die Vertragsparteien werden nach dem Grund-
satz der Gleichberechtigung und des gegenseitigen 
Vorteils auf eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Befrachtungsorganisationen und Seeschiffahrtsunterneh-
men hinwirken und dabei auch dritten Staaten das Recht, 
sich an den zweiseitigen seewärtigen Güterbeförderungen 
zu beteiligen, einräumen. lm Drittlandverkehr werden die 
Partner den Grundsatz des fairen Wettbewerbs auf kom-
merzieller Grundlage beachten und bei der Festsetzung 
der Frachtraten gegenseitig den Partnerinteressen Rech-
nung tragen. 

Das Abkommen regelt des weiteren die Gleichbehandlung 
der Schiffe in den Häfen sowie weitere technische Fragen 
des Seeverkehrs zwischen beiden Ländern. Eine gemein-
same Kommission aus Vertretern beider Staaten soll die 
Durchführung des Abkommens überwachen und regelmä-
ßig Fragen des zweiseitigen Seeverkehrs sowie allge-
meine Fragen der internationalen Schiffahrt behandeln. 
Das Abkommen leitet eine neue Phase der schiffahrtspoli-
tischen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ein und 
wird impulsgebend für die Zusammenarbeit sowohl auf 
behördlicher Ebene als auch im kommerziellen Bereich 
sein. 

B. Zu den Einzelbestimmungen 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert  die im Abkommen mehrfach verwandten 
Begriffe „Schiff einer Vertragspartei", „Seeschiffahrts-
unternehmen einer Vertragspartei" und „Besatzungsmit-
glied". 

Zu Artikel 2 
Artikel 2 verpflichtet die Vertragsparteien, die Freiheit der 
Handelsschiffahrt zu fördern und sich jedweder Handlun-
gen, die ihrer normalen Entwicklung abträglich sind, zu 
enthalten. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 berechtigt die Schiffe jeder Vertragspartei, 
zwischen ihren Häfen zu fahren und Fahrgäste und Güter 
zwischen ihnen zu befördern. 

Absatz 2 räumt Schiffen, die die Flagge von Drittstaaten 
führen und von einer Vertragspartei eingesetzt werden, 
gleichfalls das Recht auf Beteiligung an den Beförderun-
gen ein. 

Zu Artikel 4 
Artikel 4 Abs. 1 verpflichtet die Vertragsparteien, die Ent-
wicklung der zweiseitigen Handelsschiffahrt nach dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung und des beiderseitigen 
Vorteils zu unterstützen. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Vertragsparteien in den zwei-
seitigen Beförderungen auf eine enge Zusammenarbeit 
zwischen ihren Befrachtungsorganen und Seeschiffahrts-
unternehmen, z. B. in Form von Gemeinschaftsunterneh-
men, hinwirken, wobei die Frachtraten wirtschaftlich aus-
kömmlich sein sollen. 

Absatz 3 stellt das Recht von dritten Flaggen auf Beteili-
gung an den zweiseitigen seewärtigen Güterbeförderun-
gen sicher. 

Zu Artikel 5 
Artikel 5 räumt den Vertragsparteien gegenseitig das 
Recht zur Beteiligung am Seeverkehr mit Drittländern 
(cross-trade) nach dem Grundsatz des fairen Wettbewerbs 
auf kommerzieller Grundlage und unter gegenseitiger 
Berücksichtigung der Partnerinteressen bei der Festset-
zung der Frachtraten ein. 

Zu Artikel 6 
Artikel 6 stellt klar, daß das Abkommen Rechte und Ver-
pflichtungen aus anderen internationalen Übereinkünften 
nicht berührt. 

Zu Artikel 7 
Artikel 7 sichert in Übereinstimmung mit den jeweils gel-
tenden Rechtsvorschriften die Unterstützung der Vertrags-
parteien für die Eröffnung von Liniendiensten zwischen 
den Vertragsstaaten sowie für die Gründung von Vertre-
tungen oder Gemeinschaftsunternehmen zu. 

Zu Artikel 8 
Artikel 8 Abs. 1 räumt den Schiffen die Inländerbehandlung 
in den Häfen ein. 

Absatz 2 sieht die Inländerbehandlung auch für Schiffe 
unter der Flagge von Drittländern vor, die von der anderen 
Vertragspartei eingesetzt werden, soweit Verpflichtungen 
aus anderen Abkommen und die nationalen Rechtsvor-
schriften dem nicht entgegenstehen. 

Absatz 3 zählt die Ausnahmen auf, die vom Prinzip der 
Inländerbehandlung ausgenommen werden. 
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Zu Artikel 9 

Artikel 9 beinhaltet die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
die Beförderungen auf dem Seeweg zu erleichtern und 
Verzögerungen bei der Beförderung, den Liegezeiten und 
in der Abfertigung zu vermeiden. 

Zu Artikel 10 
Artikel 10 Abs. 1 regelt die gegenseitige Anerkennung der 
Schiffsdokumente. 
Absatz 2 befreit bei Vorliegen vorschriftsmäßiger Doku-
mente die Schiffe von der Nachvermessung im Pa rtner-
staat. 

Zu Artikel 11 

Art ikel 11 billigt den Seeleuten der Vertragsparteien, die im 
Besitz eines ordnungsgemäß ausgestellten Reisedoku-
mentes sind, die in den  Artikeln  12 und 13 aufgeführten 
Rechte zu. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 Abs. 1 regelt die Bedingungen im Hafenstaat 
zum Landgang, dem Schiffswechsel und zur Heimreise 
der Seeleute. 
Absatz 2 räumt erkrankten Besatzungsmitgliedern die 
Möglichkeit des Krankenhausaufenthaltes im Hafenstaat 
ein. Absatz 3 dehnt die in den Absätzen 1 und 2 gewährten 
Rechte auf alle an Bord arbeitenden Personen aus, sofern 
sie in eine Besatzungsliste eingetragen sind. 

Zu Artikel 13 
Artikel 13 Abs. 1 regelt die Bedingungen der Ein-, Aus- und 
Durchreise der Seeleute. 
Absatz 2 knüpft die Bedingungen des Absatzes 1 an das 
Vorhandensein eines entsprechenden Sichtvermerkes, 
dessen Erteilung durch die Behörden schnellstmöglich und 
wohlwollend geprüft werden soll. 

Zu Artikel 14 
Artikel 14 Abs. 1 weist darauf hin, daß — vorbehaltlich der 
Artikel 11 bis 13 — die Regelungen zu Ein- und Ausreise 
und zum Aufenthalt von Ausländern nicht berührt werden. 

Absatz 2 sieht eine Regelung für die Behandlung un-
erwünschter Personen vor. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 regelt die Verwendung von Einnahmen der 
Seeschiffahrtsunternehmen im Partnerstaat und berechtigt 
zum Transfer dieser Einnahmen ins Ausland. 

Zu Artikel 16 
Artikel 16 räumt bei Seenot oder Schiffbruch in bezug auf 
das Schiff, die Besatzung, Fahrgäste und Ladung die 
Inländerbehandlung ein. Die bei Seenot oder Schiffbruch 
geborgenen Gegenstände sollen keinen Zollabgaben 
unterliegen. 

Zu Artikel 17 
Artikel 17 Abs. 1 stellt die Fortsetzung der Bemühungen, 
effektive fachliche Beziehungen zwischen den Schiffahrts-
behörden zu entwickeln und Kontakte zwischen den Unter-
nehmen und Organisationen zu fördern, heraus. 

Absatz 2 sieht zur Gewährleistung einer engen Zusam-
menarbeit die Möglichkeit vor, daß bei den Botschaften 
der Vertragspartner jeweils die Stelle eines Schiffahrts

-

attachés eingerichtet werden kann. 

Absatz 3 regelt die Bildung einer Gemischten Kommission, 
die regelmäßig alle sich aus dem Abkommen ergebenden 
sowie auch allgemeine Fragen des zweiseitigen und inter-
nationalen Seeverkehrs behandeln soll. 

Absatz 4 legt die Modalitäten für das Zusammentreten der 
Gemischten Kommission fest. 

Zu Artikel 18 
Artikel 18 Abs. 1 regelt den Termin des Inkrafttretens des 
Abkommens. 

Absatz 2 legt die Gültigkeit des Abkommens auf unbe-
stimmte Zeit fest. 

Absatz 3 sieht die Möglichkeit der schriftlichen Kündigung 
des Abkommens und das darauf folgende Außerkrafttreten 
vor. 

C. Briefwechsel 
Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens wurden 
zwei Briefwechsel geführt. 

Der erste Briefwechsel legt fest, welche Reisedokumente 
der Seeleute beider Vertragsparteien nach A rtikel 11 des 
Abkommens gegenseitig anerkannt werden. Muster dieser 
Reisedokumente wurden anläßlich der Unterzeichnung 
des Abkommens ausgetauscht. 

Der zweite Briefwechsel bekräftigt in Anknüpfung an Arti-
kel 4 Abs. 2 die seit vielen Jahren bestehende Zusammen-
arbeit von Schiffahrtsunternehmen beider Seiten in Form 
von Gemeinschaftsliniendiensten. 

Die Schiffahrtsverwaltungen beider Vertragsparteien sol-
len im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür Sorge tragen, 
daß diese Dienste auch künftig den zweiseitigen Handel 
auf kommerzieller Grundlage fördern. 








